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CEF-Maßnahme CEF01 für die Feldlerche ca. 1,5 ha
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Gemeinde Eisingen: Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Freiflächenphotovoltaikanlage Eisingen"

3. Textliche Festsetzungen
nach § 9 BauGB und Art. 81 BayBO

3.1 Art der baulichen Nutzung
Das Gebiet ist als sonstiges Sondergebiet für Flächen für Agri-Photovoltaikanlagen zur Erzeugung von 
Strom aus erneuerbaren Energien bei gleichzeitiger landwirtschaftlicher Ertragsnutzung nach § 11 Abs. 2 
BauNVO festgesetzt. Das Sondergebiet besteht aus drei Teilflächen. Innerhalb der Baugrenzen sind 
neben den Photovoltaikanlagen die technisch erforderlichen Nebenanlagen (z. B. Trafostationen, 
Übergabestationen, Speicher) zulässig.
Nach § 12 Abs. 3a Satz 1 BauGB sind im Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben 
zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet.
Die festgesetzten baulichen Nutzungen und Anlagen im Sondergebiet sind nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
BauGB nur zulässig, solange die Photovoltaikanlagen der Gewinnung und Einspeisung von Strom in das 
öffentliche Stromnetz dienen und die Nutzung der Photovoltaikanlage nicht endgültig aufgegeben und 
beendet ist. Als Folgenutzung nach § 9 Abs. 2 Satz 2 BauGB wird für den Geltungsbereich dieses 
Bebauungsplans Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt.

3.2 Maß der baulichen Nutzung
Die maximal zulässige Gesamthöhe ist das Maß zwischen dem natürlichen Gelände und der Oberkante 
der Photovoltaikanlage bzw. der Oberkante der Dachhaut von baulichen Nebenanlagen.

3.3 Einfriedungen
Zulässig sind Einfriedungen der Solarflächen bis zu einer Höhe vom maximal 2,50 m inklusive 
Übersteigschutz, bezogen auf die natürliche Geländeoberkante. Einfriedungen sind nur innerhalb der 
Baugrenze, auf der Innenseite der Ausgleichs- bzw. Eingrünungsmaßnahmen zulässig und sind 
grundsätzlich dem Geländeverlauf anzupassen. Sockelmauern sind nicht zulässig.
Der Zaun ist in Bodennähe so zu gestalten, dass Kleintiere ungehindert passieren können. Das bedeutet 
die Offenhaltung von mindestens 15 cm zwischen der Oberkante des Geländes und der Unterkante des 
Zauns.

3.4 Befestigte Flächen
Zur Verringerung des Oberflächenabflusses und zur Erhöhung der Versickerung des 
Niederschlagswassers ist das Maß der befestigten Flächen auf die technisch funktionalen Erfordernisse zu 
begrenzen, es sind nur versickerungsfähige Aufbauten wie z. B. Schotter, Schotterrasen oder 
Rasengittersteine zulässig.

3.5 Festsetzungen des Grünordnungsplans
3.5.1. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
3.5.1.1 Ausgleichs- und Eingrünungsflächen sowie artenschutzrechtliche CEF-Maßnahmen
Die als Ausgleichsmaßnahmen vorgesehenen privaten Grünflächen um die Anlagen mit 10.461 m² werden 
als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
festgesetzt und diesem Bebauungsplan mit einer Gesamtfläche mit 14.683 m² zugeordnet. Für 
erforderliche Betriebs- und Pflegezufahrten (max. 4 Zufahrtsmöglichkeiten für jedes der 3 Sondergebiete) 
darf die Eingrünung auf einer Breite von bis zu 6 m unterbrochen werden.
Weiterhin werden 15.000 m² (CEF01) auf Fl. Nr. 1847 der Gemarkung Eisingen als artenschutzrechtliche 
Maßnahme zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen) ebenfalls 
als Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
festgesetzt und ebenfalls diesem Bebauungsplan zugeordnet.
Dort sind nachfolgende Maßnahmen gemäß der Festsetzungen und der Begründung Teil B zum 
Grünordnungsplan Kapitel 3.2.2 vorgesehen:

5. Verfahrensvermerke
A) Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 25.02.2025 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Freiflächenphotovoltaikanlage Eisingen" beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde am ..................... ortsüblich bekannt gemacht.
B) Zum Vorentwurf des Bebauungsplanes i. d. Fassung vom 18.06.2026 mit der Begründung gem. § 3 
Abs. 1 BauGB wurde i. d. Zeit vom ..................... bis ..................... die Öffentlichkeit frühzeitig beteiligt. Die 
frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB 
erfolgte mit EMail vom ..................... bis ......................
C) Der Entwurf des Bebauungsplanes i. d. Fassung vom ..................... mit der Begründung gem. § 3 Abs. 
2 BauGB wurde i. d. Zeit vom ..................... bis ..................... im Internet veröffentlicht. Zusätzlich zur 
Veröffentlichung im Internet wurden die Verfahrensunterlagen im Rathaus der Gemeinde Eisingen 
bereitgestellt. Gleichzeitig wurden nach § 4 Abs. 2 BauGB die Behörden und sontigen Träger öffentlicher 
Belange beteiligt.
D) Die Gemeinde Eisingen hat mit Beschluss des Gemeinderates vom ..................... den Bebauungsplan i. 
d. Fassung vom ..................... gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.
Eisingen, den .....................

(Siegel)

       .............................................................
       Michael Ank, 1. Bürgermeister

E) Der Bebauungsplan wurde am ..................... gem. § 10 Abs. 3 S. 1 HS 2 BauGB ortsüblich bekannt 
gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung wird seit diesem Tag 
zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen 
Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. 
Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 S. 1 und 2 sowie Abs. 
4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.
Eisingen, den .....................

(Siegel)

       .............................................................
       Michael Ank, 1. Bürgermeister

6. Rechtliche Hinweise
Der Vorhaben- und Erschließungsplan der Anumar GmbH, Ingolstadt vom 22.04.2026 ist Bestandteil 
dieses Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes.
Rechtsgrundlagen
Rechtsgrundlagen des Bebauungsplanes sind in der jeweiligen zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses 
geltenden Fassungen
BauGB Baugesetzbuch i. d. F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), 

das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBI. 2025 I Nr. 348) 
geändert worden ist

BauNVO Baunutzungsverordnung i. d. F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 
3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176) 
geändert worden ist

BayBO Bayerische Bauordnung i. d. F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBI. S. 
588) zuletzt geändert am 23.12.2025 (GVBI. S. 657, 667 und 699)

BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz i. d. F. vom 29.07.2009 (BGBI. I S. 2542) zuletzt geändert am 
23.10.2024 (BGBI. 2024 I Nr. 323)

PlanZV Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I S. 58), die zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBI. 2025 I Nr. 189)) geändert worden ist

Kartengrundlage
Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung 2026
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1. Zeichnerische Festsetzungen
nach § 9 BauGB und Art. 81 BayBO

          1 Geltungsbereich mit bspw. Nummer

Sonstiges Sondergebiet (§ 11 Abs. 2 BauNVO): "Agri-Photovoltaik" für Anlagen zur 
Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien bei gleichzeitiger landwirtschaftlicher 
Ertragsnutzung

        0,5 maximal zulässige Grundflächenzahl

maximal zulässige Gesamthöhe der baulichen Anlagen in Metern

Baugrenze

Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft

         Umwandlung von Acker in Extensivwiesen durch Ansaat einer gebietseigenen krautreichen
Wiesenmischung (RegionSaatgut)

         Pflanzung von gebietseigenen Bäumen II. Ordnung

Anlage von Hecken aus gebietseigenen Straucharten (Pflanzschema A gem. der Anlage 1 
der Begründung GOP)

Pflanzung von Einzelsträuchern (Abstand mind. 15 m zueinander) in 3 m breiten 
Altgrasstreifen, Mahd im zweijährigen Rhythmus im Wechsel

CEF-Maßnahme CEF01: Ackerbrache oder Wechselbrache mit 1,5 ha

2. Zeichnerische Hinweise und nachrichtliche Übernahmen

Gemarkungsgrenze

       2567 bspw. bestehende Flurnummer

bestehende Grundstücksgrenze

Modulflächen Photovoltaik, Nebenanlagen

Elektrofreileitung

  Biotop außerhalb des Geltungsbereichs mit bspw. Nummer

bspw. Bemaßung in Metern

SO PV

Hmax 4,00 m

1234.567

3.5.2. Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a 
BauGB)
3.5.2.1 Maßnahmen auf den Ausgleichs- und Eingrünungsflächen
Zur Eingrünung werden im Bereich der nördlichen und mittleren Teilflächen (TF 1 und 2) des 
Geltungsbereichs 6,50 m breite Eingrünungsflächen vorgesehen. Entlang des Flurweges auf Fl. Nr. 1781 
werden diese Streifen nur 3,00 m breit ausgebildet.
Um die südliche Teilfläche (TF 3) werden die Eingrünungsflächen mit 8,00 m Breite festgesetzt.
Düngung und der Einsatz von Herbiziden, Bioziden und Rodentiziden auf den Ausgleichsflächen ist 
unzulässig.

3.5.2.2 Vierreihige Heckenpflanzung
Zur Minderung des Eingriffes in das Landschaftsbild sowie zur Einbindung der Photovoltaikanlage in die 
Landschaft werden nach Westen, Norden und Osten sowie abschnittsweise nach Süden um die beiden 
nördlichen Anlagenflächen (TF 1 und 2) vierreihige Strauchpflanzungen gemäß Pflanzschema A auf den 
insgesamt ca. 6,50 m breiten Streifen vorgesehen.
Pflanzqualität und -dichte
Folgende Pflanzqualitäten sind auszuwählen:
Sträucher: Strauch, 2 x v., Höhe 60 - 100 cm,
Pflanzraster: ca. 1,17 m Abstand der Reihen, ca. 1,50 m Abstand in der Reihe
Dabei werden ausschließlich gebietseigene Straucharten vorgesehen:

Cornus sanguinea Blut-Hartriegel
Corylus avellana Hasel
Crataegus monogyna Eingriffeliger Weißdorn
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Ligustrum vulgare Liguster
Lonicera xylosteum Gemeine Heckenkirsche
Prunus spinosa Schlehe
Rhamnus cathartica Kreuzdorn
Rosa gallica Essig-Rose
Rosa canina Hundsrose
sowie weitere heimische Wildrosenarten
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum lantana Wolliger Schneeball

Die Pflanzen sind entsprechend § 40 BNatSchG aus dem Vorkommensgebiet 5.1 "Süddeutsches Hügel- 
und Bergland, Fränkische Platten und Mittelfränkisches Becken" zu wählen.
Düngung und der Einsatz von Herbiziden, Bioziden und Rodentiziden sind unzulässig.
Ein Formschnitt der Landschaftshecken und Feldgehölze ist nicht zulässig.

3.5.2.3 Pflanzung von Einzelbäumen
Auf den Eingrünungsstreifen werden an wenigen Stellen nordseitig Obstbaum- und 
Wildobstbaumhochstämme gemäß Planzeichnung gepflanzt. Diese stehen etwa 4 m von der 
Grundstücksgrenze und ca. 1 m von der Einfriedung der Anlage entfernt. Vorgesehen ist die Verwendung 
von Hochstämmen (Pflanzqualität: H, STU 10-12) von regionaltypischen Apfel-, Birnen-, Kirsch- und 
Zwetschgensorten sowie von Wildobstbäumen wie

Pyrus pyraster Wildbirne
Malus silvestris Wildapfel
Junglans regia Walnuß
Prunus avium Vogel-Kirsche
Sorbus torminalis Elsbeere
Sorbus aria Mehlbeere
Sorbus domestica Speierling

Für die Kulturobstbäume ist ein regelmäßiger fachgerechter Obstbaumschnitt erforderlich.

3.5.2.4 Altgrasstreifen und Einzelsträucher
Im Westen, Süden und Osten der Fläche 3 (Süd) werden 3 m breite Altgrasstreifen vorgesehen, die 
zunächst mit einer artenreichen Wiesenmischung als Regiosaatgut (UG 11 "Südwestdeutsches Bergland") 
eingesät und dann im zweijährigen Rhythmus jeweils abschnittsweise gemäht werden. Dort werden 
Einzelsträucher (Hecken-Rose, Wein-Rose, Kreuzdorn, Wolliger Schneeball, Weißdorn) mit einem 
Abstand von mindestens 15 m zueinander gepflanzt.
Der außenliegende 3 m breite Streifen zu Äckern bzw. landwirtschaftlichen Wegen sowie der 
innenliegende 2 m breite Streifen zum Zaun werden jährlich gemäht.

3.5.2.5 Säume und Wiesen
Die verbleibenden Anteile der Ausgleichs- bzw. Eingrünungsflächen sind mit einer artenreichen 
Wiesenmischung als Regiosaatgut (UG 11 "Südwestdeutsches Bergland") einzusäen. Diese sind in den 
ersten beiden Jahren zur weiteren Aushagerung 2 x jährlich zu mähen (erste Mahd bis spätestens 15.06. 
als Schröpfschnitt). Das Mähgut ist zu entfernen. Ab dem dritten Jahr erfolgt eine extensive Pflege der 
Modulflächen mit Entfernen des Mähgutes (nicht vor dem 15.06.), zweiter Mähgang nach Bedarf. Dabei 
werden auf ca. 30 % der Fläche wechselnde Altgrasstreifen erhalten, die im zweijährigen Turnus 
frühestens ab Anfang August gemäht werden.
Die Mahd sollte mit einem Balkenmäher durchgeführt werden. Eine Beweidung der Flächen ist ebenfalls 
möglich.

3.5.2.6 Flächen zwischen und unter den Modulen
Die Flächen unter und zwischen den Modulen werden als Agri-Photovoltaik landwirtschaftlich genutzt.

3.5.3 Vollzugsfristen und Erhaltungsgebot
Die verbindlichen Anpflanzungen und Ansaaten nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB auf den Ausgleichs- und 
Eingrünungsflächen im Geltungsbereich sind innerhalb eines Jahres nach Fertigstellung zu vollziehen und 
für die Dauer der Betriebszeit der Anlage fachgerecht zu pflegen und fortzuführen.
Sämtliche Pflanzungen und Ansaaten sind vom jeweiligen Betreiber ordnungsgemäß im Wuchs zu 
fördern, zu pflegen und vor Zerstörung zu schützen. Bei wesentlichen Ausfällen der Pflanzung (über 10 %) 
ist auch zu einem späteren Zeitpunkt eine Nachpflanzung auf Kosten des Betreibers in der bis dahin 
erreichten Größe zu verlangen.
Die Verpflichtung zu Pflege und Erhalt der Ausgleichs- und Eingrünungsmaßnahmen ist auf den Zeitraum 
des Betriebs der Photovoltaik-Anlage beschränkt. Sie erlischt mit dem vollständigen Rückbau der Anlagen 
und der Aufhebung des Bebauungsplans.

3.5.4 Bodenschutz und Erdbewegungen
Der anstehende Oberboden ist zur Wiederverwendung zu sichern (DIN 18915/3). Bei einer Lagerung von 
mehr als 8 Wochen ist der Oberboden zum Schutz gegen Erosion und zum Erhalt des Bodenlebens 
zwischen zu begrünen.
Erhebliche Erdmassenbewegungen sowie eine Veränderungen der Oberflächenformen sind nicht zulässig.
Auffüllungen zur Nivellierung des Geländes und zur Frostsicherung der Gründungen dürfen nur mit 
nachweislich unbelastetem Bodenmaterial erfolgen, eine Verwendung von Recycling-Baustoffen ist nicht 
zulässig.

3.5.5 Artenschutz
3.5.5.1 In den Monaten März bis Juni ist eine Vergrämung der bodenbrütenden Offenlandarten vor und 
während der Bauphase bei Baustopps zwingend nötig, damit die Vögel den Bereich der Baufläche nicht 
als Brutrevier besiedeln. Hierfür muss eine Schwarzbrache hergestellt und erhalten werden. Alternativ 
müssen ca. 2 m hohe Stangen (über Geländeoberfläche) innerhalb der eingriffsrelevanten Fläche 
aufgestellt werden, um die im Zickzacksystem Absperrband gespannt wird. Die Stangen müssen in 
regelmäßigen Abständen von etwa 25 m aufgestellt werden. 

3.5.5.2 Die Gehölze am Nordrand der Teilfläche 3 dürfen während der Bauphase nicht in ihrer Funktion als 
Bruthabitat von Vögeln beeinträchtigt werden. Deshalb ist zu diesen Gehölzen während der Vogelbrutzeit 
(1. März bis 30. September) ein 3 Meter breiter Pufferstreifen einzuhalten. Dieser Streifen darf in diesem 
Zeitraum weder befahren noch zur Lagerung von Materialien genutzt werden. Zum Schutz dieses 
Pufferstreifens ist während der Bauarbeiten in den Monaten März bis September eine nicht verrückbare 
Abgrenzung (z. B. Bauzaun) anzubringen.

3.5.5.3 Gehölzfällungen sind außerhalb der Schutzzeiten für Brutvögel, also im Zeitraum zwischen 1. 
Oktober bis 28./29. Februar, durchzuführen. 

3.5.5.4 Als Ersatz für die zerstörte Fortpflanzungsstätte der Feldlerche (3 Feldlerchenbrutpaare) werden 
auf externen CEF-Maßnahmen (CEF01) auf 1,5 ha (pro Brutpaar 0,5 ha) Ersatzhabitate mit Ackerbrachen 
geschaffen (Fl.Nr. 1847).
Die Fläche kann sich aus mehreren, mindestens 0,2 ha großen Teilflächen zusammensetzen. Die 
Fläche(n) sind bei der Ansaatvariante lückig anzusäen, um Rohbodenstellen zu erhalten. Die 
Wiesenschafstelze kann auf der gleichen CEF-Fläche ausgeglichen werden wie die Feldlerche, dazu 
muss die CEF-Fläche aber zusätzlich einen jährlich wechselnden Altgrasstreifen aufweisen.
-  Alternativ hierzu kann auch an geeigneter Stelle eine 1,5 ha (0,5 ha pro Brutpaar) große Wechselbrache
   angelegt werden. Die Fläche ist nicht einzusäen und im jährlichen Wechsel jeweils zur Hälfte 
   umzubrechen. Die gesamte Fläche muss im Spätsommer gemäht werden. Das Mahdgut ist zwingend zu
   entfernen. Weitere Bearbeitungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. Diese Maßnahme ist auf gleicher 
   Fläche ebenfalls für die Wiesenschafstelze geeignet, zusätzliche Maßnahmen sind nicht veranlasst. 
-  Alternativ hierzu kann auch auf geeigneten Flächen im Getreideanbau ein erweiterter Saatreihenabstand
   eingehalten werden. Insgesamt werden 3 ha (1 ha pro Brutpaar) benötigt (keine Bildung von Teilflächen 
   < 1 ha möglich). Es ist mit dreifachem Saatreihenabstand, jedoch mit mindestens 30 cm Abstand 
   einzusäen. Ein jährlicher Wechsel der Fläche ist möglich. Diese Maßnahme ist auf gleicher Fläche 
   ebenfalls für die Wiesenschafstelze geeignet, zusätzliche Maßnahmen sind nicht veranlasst. 
Folgende Hinweise sind bei der Anlage aller oben genannten Varianten zwingend zu beachten: 
-  Die artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen müssen innerhalb eines 2 Kilometer-Radius um das 
   Vorhabengebiet vorgenommen werden (räuml. Zusammenhang). 
-  Die Maßnahmen dürfen nicht im Zeitraum 15.03. bis 01.07. durchgeführt werden. 
-  Die Mindestabstände zu horizontüberhöhenden Strukturen sind einzuhalten.
-  Der Einsatz von Pestiziden oder Düngemitteln ist innerhalb der Fläche nicht zulässig. Es darf keine 
   Unkrautbekämpfung (weder chemisch, mechanisch oder thermisch) stattfinden.

4. Textliche Hinweise
4.1 Leitungen und Leitungsrechte
Durch den Geltungsbereich der Teilfläche 3 (Süd) verläuft eine Elektrofreileitung.

4.2 Denkmalschutz
Bau- oder Bodendenkmale sind im Geltungsbereich und dessen unmittelbarem Umfeld nicht bekannt. 
Eventuell zutage tretende Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für 
Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gem. Art. 8 Abs. 1 - 2 DSchG:
Art. 8 Abs. 1 DSchG
Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder 
dem Landesamt füur Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und 
der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund 
geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, 
die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den 
Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.
Art. 8 Abs. 2 DSchG
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige 
unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt 
oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

4.3 Trinkwasserschutzgebiet
Das gesamte Plangebiet liegt im planreifen Trinkwasserschutzgebiet "Würzburg-Zeller Quellstollen" (Nr. 
2210612500076). Die Schutzgebietsverordnung ist zu beachten.
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